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I. Ruhrbesetzung und RuhrkampfDie Vorgeschichte: der Streit um die Reparationen

Kurz nach der Besetzung des Ruhrgebiets am 11. Januar fährt ein französischer 
 Panzerwagen durch die Straßen von Essen.
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  ·    ·    ·    ·    ·    ·    · 

Das Jahr 1923 begann mit einem Paukenschlag: Am 11. Januar marschierten 
französische und belgische Truppen ins Ruhrgebiet ein. Zur Begründung 
wurde angeführt, dass Deutschland bei den vereinbarten Sachlieferungen 
zum Wiederaufbau der im Ersten Weltkrieg zerstörten Gebiete in Frank-
reich und Belgien in Rückstand geraten war. Ganz überraschend kam die 
spektakuläre Aktion nicht. Bereits in den Jahren zuvor hatten die Sieger-
mächte immer wieder mit Sanktionen gedroht für den Fall, dass die deut-
sche Regierung ihren Reparationsverpflichtungen nicht nachkommen 
würde.1 Dabei war auch von einer Besetzung über die linksrheinischen Ge-
biete hinaus die Rede gewesen, die nach den Bestimmungen des Versailler 
Vertrages für fünfzehn Jahre entmilitarisiert bleiben sollten. Nachdem am 
4. Januar eine Reparationskonferenz in Paris ergebnislos auseinandergegan-
gen war, hatte sich die Situation rasch zugespitzt. «Die politische Lage ist 
jetzt wieder so, dass sie sogar stumpfe Nerven bedrückt: Franzosen-Ein-
marsch nach gescheiterter Reparations-Conferenz bevor stehend», notierte 
Victor Klemperer am 5. Januar in sein Tagebuch.2

Seit Kriegsende hatte der Streit um die Reparationen die ohnehin schwieri-
gen Beziehungen zwischen dem besiegten Reich und den Alliierten dauer-
haft belastet. Bereits im Waffenstillstandsabkommen vom 11. November 
1918 hatte Deutschland sich zur Abgabe von 5000 Lokomotiven, 150 000 
Eisenbahnwagen und 5000 Lastkraftwagen verpflichten müssen. Im Versail-
ler Vertrag, den die deutsche Delegation am 28. Juni 1919 im Spiegelsaal von 
Versailles hatte unterzeichnen müssen, wurde der Anspruch auf Wiedergut-
machung begründet mit dem Artikel 231, der die alleinige Verantwortung 
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des Kaiserreichs und seiner Verbündeten für den Kriegs ausbruch festgestellt 
und sie für alle daraus resultierenden Verluste und Schäden haftbar gemacht 
hatte. Allerdings wurde die Höhe der Summe, die Deutschland aufbringen 
musste, noch offengehalten. Artikel 233 bestimmte die Einsetzung einer 
Kommission, die bis zum 1. Mai 1921 den Gesamtbetrag der Reparationen 
festlegen sollte. Bis dahin sollten 20 Milliarden Goldmark an Devisen und 
Sachwerten gezahlt werden.3

Die ungelöste Reparationsfrage blieb das beherrschende außenpolitische 
Problem der Nachkriegsära. Kompliziert wurde es dadurch, dass sich Frank-
reich, Belgien und auch England während des Krieges bei den Vereinigten 
Staaten von Amerika hoch verschuldet hatten. Solange die USA auf die voll-
ständige Rückzahlung ihrer Kredite bestanden, musste ihren europäischen 
Partnern daran gelegen sein, von den Deutschen möglichst umfangreiche 
Reparationen zu bekommen.4 Für die französische und bel gische Regie-
rung stellte sich diese Notwendigkeit umso dringlicher, als weite Gebiete 
von den deutschen Truppen bei ihren Rückzügen mutwillig zerstört worden 
waren – eine Tatsache, die ohne Wenn und Aber anzuerkennen sich alle 
deutschen Regierungen und weite Teile der deutschen Öffentlichkeit nach 
dem Krieg beharrlich weigerten. Als Harry Graf Kessler im August 1922 
durch Nordfrankreich reiste, war er erschüttert über das Bild, das sich ihm 
vier Jahre nach Kriegsende immer noch bot: «Große unkultivierte Flächen, 
die von blühendem Unkraut überwachsen sind, und auch zwischen bestell-
ten Feldern auffallend viele unbestellte. Zerschossene Häuser, eingestürzte 
Dächer, kleine Barackendörfer, neue Landhäuschen von trostloser Scheuß-
lichkeit. St. Quentin ist nicht vollkommen zerstört, wie man gesagt hat, 
aber die Bahnhofstraße und viele Häuser sind noch immer, nach vier Jah-
ren, Trümmerhaufen, und die Kathedrale thront fensterlos, unter einem 
Wellblechschutzdach als erhabene, weithin sichtbare Ruine über der zer-
schossenen Stadt. Chauny, Noyon sind im selben traurigen Zustand. Die 
Kathedrale von Noyon macht einen besonders erschütternden u(nd) groß-
artigen Eindruck mit ihren beiden massigen, zerschossenen, von Gerüsten 
umgebenen Türmen.»5

Hinzu kam, dass in der französischen Regierung und Gesellschaft die 
Furcht vor einer deutschen Revanche allgegenwärtig war. Daraus erwuchs 
ein ausgeprägtes Sicherheitsbedürfnis, das sich durch die Besetzung der 
linksrheinischen Gebiete noch nicht hinreichend befriedigt sah. Die Repa-
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rationsfrage bot in den Augen französischer Politiker und Militärs einen ge-
eigneten Hebel, um nicht nur ein Wiedererstarken Deutschlands zu ver-
hindern, sondern sich auch Eingriffsmöglichkeiten offenzuhalten.

Die britische Regierung unter Premierminister David Lloyd George hin-
gegen war angesichts wachsender Schwierigkeiten mit ihrem Empire an 
 einer Stabilisierung der Verhältnisse in Mitteleuropa interessiert. Das hieß 
aber auch, dass Deutschland ökonomisch nicht so weit geschwächt werden 
durfte, dass dadurch die wirtschaftliche Erholung des europäischen Konti-
nents beeinträchtigt wurde. Aus diesem Grund war man in London eher 
geneigt, der deutschen Regierung in der Reparationsfrage entgegenzukom-
men, was wiederum zu Spannungen mit dem Hauptverbündeten Frank-
reich führen musste. Für die britische Politik der Nachkriegszeit stellte sich 
so die doppelte Aufgabe, es einerseits nicht auf einen Bruch der Entente 
ankommen, andererseits aber auch Frankreich nicht zu mächtig werden zu 
lassen.6

In einer Serie von Konferenzen suchten sich die Alliierten auf eine gemein-
same Linie gegenüber Deutschland zu verständigen. Auf der Konferenz im 
belgischen Spa im Juli 1920 stand die Frage der Reparationszahlungen noch 
nicht auf der Tagesordnung. Vielmehr konzentrierten sich die Debatten auf 
die deutschen Kohlelieferungen. Am Ende gelang es Lloyd George, den 
Franzosen die Zustimmung zur Reduzierung der Forderung von 2,4 auf 
2 Millionen Tonnen für zunächst 6 Monate abzuringen. Der Gegenwert 
sollte zum  Inlandspreis auf das Reparationskonto gutgeschrieben werden. 
Es war das erste Abkommen nach dem Krieg, das nicht durch Diktat, son-
dern durch Verhandlungen mit den Deutschen zustande kam.7

Erst auf einer Konferenz des Obersten Rats der Alliierten in Paris Ende 
Januar 1921 verständigten sich Briten und Franzosen auf einen gemein samen 
Reparationsplan. Danach sollte Deutschland insgesamt 226 Milliarden 
Goldmark innerhalb von 42 Jahren zahlen, wobei die Jahresraten mit 2 Mil-
liarden Goldmark beginnen und nach und nach auf 6 Milliarden Goldmark 
ansteigen sollten. Außerdem sollte jährlich ein Betrag im Wert von 12 % des 
deutschen Exports abgeführt werden.8 Diese Forderung sorgte in der deut-
schen Öffentlichkeit für ein böses Erwachen. «42 Jahre unendliche Milliar-
den zu zahlen», hielt Victor Klemperer in seinem Tagebuch fest. «Es ist so 
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Kongo-artig, so bitter, so märchenhaft – wenn man an das denkt, was wir 
1914 waren  –, dass ich mich bemühe, erfolgreich bemühe, möglichst gar 
nicht daran zu denken.»9 Reichspräsident Friedrich Ebert vertraute einem 
Brief an den ehemaligen preußischen Kriegsminister Walther Reinhardt von 
Anfang Februar 1921 an, es habe «Toren» gegeben, die geglaubt hätten, «das 
Schlimmste liege schon hinter uns»: «Umso niederschmetternder wirkten 
auf sie die letzten Ereignisse. Die Situation ist sehr ernst. Ob sich ein Aus-
weg findet, ist sehr zweifelhaft.»10

Auf der Londoner Konferenz von Anfang März 1921 wies Reichsaußen-
minister Walter Simons den Pariser Zahlungsplan als unannehmbar zurück, 
weil er die wirtschaftliche Leistungskraft Deutschlands bei weitem über-
steige. Stattdessen präsentierte er einen Gegenvorschlag: Die Reichsregie-
rung erklärte sich zu einer Zahlung von 50 Milliarden Goldmark bereit, von 
der allerdings noch einmal 20 Milliarden, die bereits als Sachlieferungen 
geleistet worden seien, abgezogen werden sollten. Dieses Angebot betrachte-
ten wiederum die Alliierten als völlig unzureichend. Nachdem Berlin eine 
Frist für die Annahme des Reparationsplans hatte verstreichen lassen, mach-
ten sie ihre Sanktionsdrohung wahr und besetzten Düsseldorf, Duisburg 
und Ruhrort. Im gesamten besetzten Gebiet übernahm die Interalliierte 
Rheinlandkommission die Zollverwaltung.11

Ende April 1921 legte die alliierte Reparationskommission ihre Repara-
tionsrechnung vor. Sie belief sich auf 132 Milliarden Goldmark – gegenüber 
den ursprünglich geforderten 226 Milliarden Goldmark bedeutete das eine 
erhebliche Reduzierung. Dennoch löste auch dieser Vorschlag in Deutsch-
land Empörung aus. Von einer künftige Generationen belastenden «Schuld-
knechtschaft» war die Rede. Am 5. Mai 1921 bestellte Lloyd George den 
deutschen Botschafter in London ein und überreichte ihm ein Ultimatum: 
Blieben die Deutschen bei ihrer Verweigerungshaltung, kündigten die Alli-
ierten für den 12. Mai die Besetzung des Ruhrgebiets an.

Der neue Zahlungsplan teilte die deutschen Verbindlichkeiten in drei 
Serien von Schuldverschreibungen (Bonds): Die «A»- und «B»-Bonds in 
Höhe von 50 Milliarden Goldmark sollten ab 1921 getilgt und verzinst wer-
den. Die Bedienung der «C»-Bonds, die mit 82 Milliarden den größten Teil 
der Reparationen ausmachten, wurde auf eine unbestimmte Zukunft ver-
schoben. Außerdem sollten 26 % des Wertes der deutschen Ausfuhr trans-
feriert werden. Insgesamt ergaben sich daraus jährliche Zahlungen von rund 


